
Aufhebungssatzung 
 

der Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die öffentliche  
Abwasserbeseitigungseinrichtung 

-Allgemeine Entwässerungssatzung- 
der Stadt Alzey 

 
vom 16. August 2021 

 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Der Stadtrat der Stadt Alzey hat aufgrund der § 24 und 26 der Gemeindeordnung für Rhein-
land-Pfalz (GemO) vom 31. Januar 1994 (GVBl. 1994, S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 
1 und 4 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GVBl. 2020, S. 728) sowie des § 57 Abs. 1 
des Landeswassergesetzes (LWG) vom 22. Dezember 1980 (GVBl. 1980, S. 258) zuletzt 
geändert durch § 13 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. 2015, S. 516) folgende 
Aufhebungssatzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 

§ 1 
Aufhebung 

 
Die „Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die öffentliche Abwasserbeseiti-
gungseinrichtung -Allgemeine Entwässerungssatzung- der Stadt Alzey“ vom 16. September 
2013, in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 15. Dezember 2014, wird aufgehoben. 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
1) Die Satzung tritt mit Wirkung zum 01. Januar 2022 in Kraft. 

 
2) Soweit Verpflichtungen oder Ansprüche aufgrund der aufgehobenen Satzung ent-

standen sind, gelten die bisherigen Regelungen weiter. 
 

Alzey, 16. August 2021 
gez.: 
 
Christoph Burkhard 
Bürgermeister 
 
 
Hinweis gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung (GemO) 
 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes 
oder aufgrund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Be-
kanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 
 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Aus-
fertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

  
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss be-

anstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften ge-
genüber der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 


